
punkten ist die Eigenfinanzierung der Länder unter Beachtung 
des Finanzausgleichs ein Grundpfeiler des Föderalismus. Zur 
Herausbildung der kommunalen Selbstverwaltung werden ge­
genwärtig eine Kommunalverfassung und ein Länder-Einfüh- 
rungsgesetz erarbeitet.

Was in den Ländern vor sich geht, einschließlich der Wahl der 
Landeshauptstadt, bestimmt dann jedes Land selbst.

Wir haben in der DDR eine Vielzahl offener Gebietsfragen, die 
zum Teil vor der Länderbildung geregelt werden müssen. Die 
Menschen in den betroffenen Gebieten müssen dazu gehört wer­
den. Fast 2 000 Briefe mit geschichtlichen Abhandlungen und 
Unterschriftensammlungen ganzer Kreise sind dabei zu berück­
sichtigen.

Ich komme zum letzten Schwerpunkt meiner Regierungser­
klärung. Unsere Zukunft liegt in der Einheit Deutschlands in ei­
nem ungeteilten friedlichen Europa.

(Beifall)

Wir sind in der Regierung für 16 Mio Bürger verantwortlich, und 
das wird das Handeln dieser Regierung bestimmen.

(Beifall bei der Fraktion Bündnis 90/Grüne)

Alle Deutschen haben eine gemeinsame Geschichte, die am En­
de des zweiten Weltkrieges durch die Teilung Europas nur 
scheinbar unterbrochen wurde. Beide deutsche Regierungen 
sind sich einig darin, daß das Ziel der Verhandlungen nicht eine 
geschäftliche Partnerschaft sein kann, sondern eine wirkliche 
Gemeinschaft. Das wird den Geist der Verhandlungen bestim­
men. Die Einigung muß aus dem Wunsch der Menschen und 
nicht aus den Interessen von Regierungen entstehen.

(Beifall)

Deutschland liegt in der Mitte Europas, aber es darf sich nie 
wieder zum Machtzentrum Europas erheben wollen.

(Beifall)

Wir wollen nicht zwischen den Stühlen der Völker Europas sit­
zen, sondern ein Pfeiler sein für eine Brücke der Verständigung. 
Deutschland muß ein Faktor des Friedens sein. Die Vereinigung 
Deutschlands soll die Stabilität in Europa festigen und die Schaf­
fung einer gesamteuropäischen Ordnung des Friedens, der De­
mokratie und der Zusammenarbeit fördern.

In die deutsche Einheit wollen wir unsere Erfahrungen der Be­
deutung eines inneren Friedens in der Gesellschaft einbringen. 
Wir wissen, daß wir dafür zuerst mit unserer Geschichte ins Rei­
ne kommen müssen. Es darf nicht mehr den einen Teil geben, 
der an allem Schuld war, und den anderen, der sich seine Un­
schuld vor der Geschichte angeblich bewahrt hat. Auch wir ha­
ben uns zu der gemeinsamen Verantwortung für die Verbrechen 
der nationalsozialistischen Diktatur bekannt.

Die Einheit Deutschlands soll die Gemeinschaft der Europäer 
stärken. Die wesentliche Voraussetzung dafür ist die Garantie 
der Grenzen in Europa. Dafür ist auch grundlegend, daß sich un­
sere Nachbarn ihrer Grenzen mit Deutschland sicher sind. Die 
völkerrechtlich verbindliche Anerkennung der polnischen West­
grenze, wie sie im Görlitzer Vertrag der DDR mit Polen und im 
Warschauer Vertrag der Bundesrepublik mit Polen beschrieben 
ist, ist unverzichtbar.

(Lebhafter Beifall)

Mit Vollzug der Vereinigung der beiden deutschen Staaten soll 
die künftige deutsche Verfassung unter anderem den Artikel 23 
des Grundgesetzes nicht mehr enthalten. Deutschland hat keine 
Gebietsansprüche gegenüber anderen Staaten und wird sie auch 
in Zukunft nicht erheben.

(Beifall)

Die Einigung ist möglich geworden im Zusammenhang mit 
der weltweiten Entspannung und dem Ende des Ost-West-Kon- 
fliktes. Die Teilung war Ausdruck dieses Konfliktes. Die Ent­
spannung steht im Zeichen der Menschenrechte und der Abrü­
stung. In dieser Phase der Entspannungspolitik sind Verteidi­
gungspolitik und Abrüstungspolitik untrennbar miteinander 
verbunden. Auch in diesem Punkt besinnen wir uns auf die Wur­
zeln der demokratischen Erneuerung in unserem Land. Ein we­
sentliches Fundament dieser Erneuerung ist die Friedensbewe­
gung.

Es ist Aufgabe der Regierung der DDR, eine Politik zu verfol­
gen, die den Prozeß der Ablösung der Militärbündnisse mittels 
bündnisübergreifender Strukturen als Beginn eines gesamteu­
ropäischen Sicherheitssystems fördert. Ein europäisches Si­
cherheitssystem mit immer weniger militärischen Funktionen 
ist dabei unser Verhandlungsziel. Die Erweiterung des Sicher­
heitsbegriffs auf die Bereiche der Wirtschaft, Umwelt, Kultur, 
Wissenschaft und Technologie halten wir für ein Gebot der Stun­
de.

Auf dem heutigen Gebiet der DDR wird sich für eine Über­
gangszeit neben den sowjetischen Streitkräften eine stark redu­
zierte und strikt defensiv ausgerichtete NVA befinden, deren 
Aufgabe der Schutz dieses Gebietes ist. Loyalität gegenüber der 
Warschauer Vertragsorganisation wird sich für uns u. a. darin 
zeigen, daß wir die Sicherheitsinteressen der Sowjetunion und 
die der anderen Warschauer Vertragsstaaten in den Verhand 
lungen stets berücksichtigen.

Die Regierung der DDR strebt eine drastische Reduzierung al­
ler deutschen Streitkräfte an.

(Lebhafter Beifall)

Die DDR verzichtet auf Herstellung, Weitergabe, Besitz und Sta­
tionierung von ABC-Waffen und strebt Entsprechendes im ge­
einten Deutschland an.

(Beifall)

Sie tritt außerdem ein für ein globales Verbot chemischer Waffen 
noch in diesem Jahr. Der nukleare Abrüstungsprozeß muß fort­
gesetzt werden. Wir erhoffen uns noch in diesem Jahr einen po­
sitiven Abschluß der START-Verhandlungen über eine 50%ige 
Verringerung der strategischen Nuklearwaffen zwischen der 
Sowjetunion und den Vereinigten Staaten.

Mit einer Ordnung des Friedens und der Sicherheit in Europa 
können Voraussetzungen geschaffen werden für die Ablösung 
der Rechte der Alliierten des zweiten Weltkrieges für Berlin und 
Deutschland als ganzes. Die Regierung der DDR setzt sich da 
für ein, daß diese Ablösung im Rahmen der ZWEI-PLUS-VIER- 
Gespräche erfolgt. Auch sie gehören in den Gesamtrahmen des 
KSZE-Prozesses zur Schaffung einer gesamteuropäischen Frie­
densordnung.

Die KSZE hat für uns eine besondere Bedeutung. Insbesonde­
re tritt die Regierung der DDR dafür ein, daß eine KSZE-Sicher- 
heitsagentur zur Verifikation der Abrüstungs- und Umstruk­
turierungsvereinbarung geschaffen wird. Sie ist auch für ein 
KSZE-Organ zur Streitschlichtung und für die Bildung eines 
ständigen gemeinsamen Rates der Außen- und Verteidungsmi- 
nister.

Die Regierung der DDR will beim Abrüstungsprozeß eine Vor­
reiterrolle einnehmen. Wir werden sofort Maßnahmen einleiten, 
um die Kriegswaffenproduktion und den Export von Waffen zu­
nächst einzuschränken und in einem überschaubaren Zeitraum 
ganz einzustellen.

(Beifall)

Die Rüstungsexporte in Krisengebiete haben generell zu unter­
bleiben. Wir werden eine Umstrukturierung der Volksarmee 
und einen schrittweisen Abbau der militärischen Verpflichtun­
gen der DDR einleiten. Die politische Zusammenarbeit im Rah­
men des Warschauer Vertrages dagegen soll intensiviert wer-
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